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Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: nein

BGB § 675; BNotO § 19; BRAO § 51

Erhält ein Rechtsanwalt einen Auftrag, Schadensersatzan­
sprüche aus § 19 BNotO gegen einen Notar durchzusetzen, 
so muß er, falls er aufgrund früherer Tätigkeiten für 
den Mandanten für den Schaden mitverantwortlich sein 
kann, prüfen und mit dem Mandanten erörtern, ob diesem auch 
Ersatzansprüche gegen ihn zustehen. Verletzt er diese 
Pflicht und verjährt deshalb der Schadensersatzanspruch 
des Mandanten gegen ihn, so hat er für den Schaden ein­
zustehen, der seinem Auftraggeber daraus erwächst. Er 
muß ihn daher so stellen, als sei der ursprüngliche 
Anspruch noch nicht verjährt.

BGH, Urt.v.29. November 1983 - VI ZR 3/82 - OLG Frankfurt
LG Frankfurt -
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 29. November 1983 durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Hiddemann und die Richter 
Scheffen, Dr. Steffen, Dr. Kullmann und Bischoff

für R e c h t  erkannt:

Auf die Revision der Kläger wird 
das Urteil des 16. Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts Frankfurt am Main 
vom 12. November 1981 aufgehoben, soweit 
darin die Abweisung der Klage gegen den 
früheren Drittbeklagten in Höhe eines 
Betrages von 300.000,—  DM nebst Zinsen 
bestätigt worden ist und den Klägern im 
Verhältnis zum Drittbeklagten insoweit 
Kosten des Rechtsstreits auferlegt worden 
sind.

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entscheidung, 
auch über die Kosten der Revision, an das 
Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen 

Tatbestand

Die Kläger waren Eigentümer eines größeren Grund­
stückes in D. Sie beabsichtigten, dieses Grundstück zu 
bebauen, und schlossen deshalb mit der Gemeinnützigen 
Baugenossenschaft D., im folgenden GBD genannt, mehrere 
Verträge. Danach sollte die GBD ohne Zahlung eines Kauf-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 -

Preises rund 2/3 der Miteigentumsanteile erhalten, 
aber das gesamte Grundstück bebauen, so daß sie für 
die Kläger 20 Wohnungen, 16 Garagen und 4 Abstell­
plätze zu erstellen hatte• Nachdem die GBD gleichwohl 
noch Zahlungsansprüche gegen die Kläger erhoben hatte, 
suchten diese im November 1973 anwaltlichen Rat und 
Hilfe bei dem früheren Erstbeklagten. Am 1. Februar 1974 
schloß sich der seitherige Drittbeklagte, im folgenden 
nur "Beklagter” genannt, mit dem Erstbeklagten zur ge­
meinsamen Berufsausübung zusammen. Nach Beratung durch 
diese beiden Anwälte schlossen die Kläger zur Beilegung 
der aufgetretenen Differenzen am 29. Mai 1974 - in An­
wesenheit des Beklagten - vor dem Notar Dr. H. mit der 
GBD einen notariellen Vertrag, durch den die Beteiligten 
alle früheren Verträge aufhoben, die Kläger das gesamte 
Grundstück an die GBD verkauften und letztere sich ver­
pflichtete, am 1. Oktober 1974 1.238.100,—  DM nebst 
10?6 Zinsen seit dem Tage des Vertragsschlusses an die 
Kläger zu zahlen. Wegen der Zahlungsverpflichtung unter­
warf sich die GBD der Zwangsvollstreckung in ihr gesamtes 
Vermögen. Eine dingliche Sicherung der Kaufpreisforderune 
sah der Vertrag nicht vor.

Mit Rechnung vom 10. Juni 1974 verlangte die 
Sozietät des Beklagten von den Klägern die Gebühren 
für die "Vertretung in der GrundstücksSache D.". Am 
31. Juli 1974 zahlten die Kläger die gesamten Gebühren.

Am 2. September 1974 wurde die GBD als Eigentümerin 
des früheren Grundstücks der Kläger in den Wohnungsgrund­
buchblättern eingetragen. Sie kam Jedoch ihren Zahlungs­
verpflichtungen gegenüber den Klägern nicht nach. Mit 
einem von ihrem Sohn verfaßten Schreiben vom 4. September
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äußerten die Kläger gegenüber der Sozietät des Beklagten 
den Wunsch, daß die im Vertrag vom 29.Mai 1974 ausge­
handelte Kaufpreissumme von der GBD nicht in bar, sondern 
durch Übereignung von Wohnungen beglichen werde. Dazu 
kam es allerdings nicht. Zwar schlossen die Kläger in 
der Folgezeit noch eine Reihe weiterer Verträge mit 
der GBD, in welchen diese sich verpflichtete, den 
Klägern Geschäftsräume, Wohnungen und Abstellplätze 
zu übereignen. Sie konnten sich dadurch jedoch nur 
teilweise den ausstehenden Kaufpreisanspruch sichern, 
da der Durchführung einiger Verträge Hindernisse ent­
gegenstanden.

Im September 1975 erfuhren die Kläger erstmals 
von Zahlungsschwierigkeiten der GBD. Am 30. September 
1975 stellte der Beklagte im Auftrag der Kläger Konkurs­
antrag gegen die GBD. Nachdem die Anwaltsozietät, welcher 
der Beklagte angehörte, im Sommer 1976 aufgelöst worden 
war, wandten sich die Kläger nur noch an den Beklagten.
In ihrem Auftrag teilte der Beklagte auch mit Schreiben 
vom 30. November 1976 dem Notar Dr. H.,der den Vertrag 
vom 29. Mai 1974 beurkundet hatte, mit, er sei beauf­
tragt, u.a. gegen ihn eine Feststellungsklage wegen 
Amtspflichtverletzung im Zusammenhang mit der Beurkundung 
dieses Vertrages zu erheben. Am 11. August 1978 kündigten 
die Kläger dem Beklagten das Mandat für alle im Zusammen­
hang mit der GBD und deren Konkurs stehenden Rechtsfälle.

Die Kläger verlangten nun auch von dem Beklagten 
und seinen Sozien Schadensersatz wegen Verletzung an­
waltlicher Pflichten im Zusammenhang mit dem Abschluß 
des Vertrages vom 29. Mai 1974. Am 2. Juli 1979 zahlte 
der Haftpflichtversicherer der Sozietät an die Kläger
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250.000 DM. Mit Schreiben vom 28. Juni 1979 verzichtete 
der Beklagte zunächst befristet bis 31. Dezember 1979, 
mit Schreiben vom 24.September 1979 alsdann unbefristet, 
auf die Geltendmachung der Verjährungseinrede, jeweils 
unter der Voraussetzung, daß die Verjährung noch nicht 
eingetreten war.

Nachdem die Kläger zunächst nur die beiden ehe­
maligen Sozien des Beklagten auf Zahlung von Schadens­
ersatz verklagt hatten, erweiterten sie ihre Klage durch 
Schriftsatz vom 28. Januar 1980, zugestellt am 7. Februar 
1980, auch auf den Beklagten.

Landgericht und Oberlandesgericht haben die Klage 
abgewiesen. Mit der Revision verfolgen die Kläger ihren 
Klageanspruch in Höhe von 300.000 DM weiter. Die gegen 
den früheren Zweitbeklagten eingelegte Revision haben 
sie inzwischen zurückgenommen. Soweit sich die Revision 
gegen den im Revisionsrechtszug verstorbenen Erstbe­
klagten richtet, ist das Verfahren durch Eröffnung des 
Nachlaßkonkurses unterbrochen.

Entscheidungsgründe

I.

Das Berufungsgericht würdigt das Verhalten 
der Parteien im Zusammenhang mit der Übersendung 
und Begleichung der Kostenrechnung vom 10. Juni 1974 
dahingehend, daß das Mandat spätestens mit Über­
sendung dieser Rechnung beendet war. Etwaige Schadens-
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ersatzansprüche, auch sogenannte sekundäre Ersatzan­
sprüche wegen unterlassenen Hinweises auf die eigene 
Haftung und den Eintritt der Verjährung, seien damit 
seit dem 10.Juni 1977 verjährt.

Der Beklagte haftet nach Auffassung des Berufungs­
gerichts auch nicht deshalb, weil er mit der Geltend­
machung von Schadensersatzansprüchen gegen den Notar 
beauftragt war, der den Vertrag vom 29. Mai 1974 beur­
kundet hatte. Selbst wenn er damals auch zum Vorgehen 
gegen seine ehemaligen Sozien beauftragt gewesen sein 
sollte, so sei ein solches Vorgehen nicht zu trennen 
gewesen von den gegen ihn selbst gerichteten Ansprüchen. 
Diese seien daher identisch mit einem etwaigen Sekundär­
anspruch gegen den Beklagten, der aber bereits am 
10. Juni 1977 verjährt gewesen sei.

II.

Diese Ausführungen halten einer rechtlichen 
Nachprüfung nicht stand.

1. Erfolglos wendet sich die Revision aller­
dings gegen die Annahme des Berufungsgerichts, spätestens 
am 10. Juni 1977 seien sowohl etwaige primäre Schadens­
ersatzansprüche der Kläger gegen den Beklagten wegen 
anwaltlicher Pflichtverletzung im Zusammenhang mit dem 
Abschluß des Vertrages vom 29. Mai 1974 verjährt, als 
auch sogenannte sekundäre Ansprüche aus den während 
der Mandatszeit geschuldeten Pflichten zum Hinweis auf 
Ansprüche gegen sich selbst.

a) Ein etwaiger Schadensersatzanspruch der 
Kläger gegen den Beklagten wegen fehlerhafter Beratung 
über die Sicherung der Kaufpreisforderung im Vertrag vom
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29. Mai 1974 wäre nach der ersten Alternative des 
§ 51 BRAO bereits drei Jahre nach Schadensentstehung, 
also am 29. Mai 1977, verjährt gewesen.

b) Den Klägern hätte allerdings - wie das Be­
rufungsgericht nicht verkennt - auch ein sogenannter 
sekundärer Anspruch gegen den Beklagten und seine Sozien 
zustehen können, wenn ein Mitglied der Sozietät es schuld­
haft versäumt hätte, die Kläger vor Beendigung des Man­
dats Uber etwaige Ersatzansprüche gegen sich selbst bzw. 
die Sozietät und über die kurze Verjährungsfrist des 
§ 51 BRAO zu belehren (Senatsurteil vom 1. Februar 1977
- VI ZR 43/75 - VersR 1977, 617, 618). Ein solcher An­
spruch wäre aber, worauf das Berufungsgericht zutreffend 
hinweist, nach der zweiten Alternative des § 51 BRAO 
spätestens drei Jahre nach Beendigung des Mandats eben­
falls verjährt gewesen (Senatsurteile vom 8. März 1977
- VI ZR 142/75 - VersR 1977, 622, 624 und vom 10. Okto­
ber 1978 - VI ZR 115/77 - VersR 1979, 155, 156).

Die in diesem Zusammenhang vom Berufungsgericht 
getroffene Feststellung, das zunächst dem früheren 
Erstbeklagten und dann auch dem Beklagten erteilte Man­
dat sei spätestens mit der Übersendung der Kostenrechnung 
vom 10.Juni 1974 beendet gewesen, ist frei von Rechts­
fehlern. Zutreffend geht das Berufungsgericht nämlich 
davon aus, daß ein Rechtsanwalt mit der Übersendung 
seiner Kostenrechnung gegenüber dem Mandanten regel­
mäßig zum Ausdruck bringt, daß er den Auftrag als er­
ledigt ansieht (vgl. OLG Bamberg, VersR 1978, 329). 
Rechtlich nicht zu beanstanden ist es ferner, daß das 
Berufungsgericht aus der Art und der Form der Kosten­
berechnung folgert, die in der Sozietät zusammengeschlos­
senen Anwälte hätten mit der Ausstellung der Rechnung
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diese Absicht gehabt und hinreichend klar zum Ausdruck 
gebracht, und daß es die vorbehaltlose Zahlung der 
Kläger dahin würdigt, diese hätten die Rechnung so 
verstanden. Die hiergegen gerichteten Verfahrens­
rügen greifen nicht durch. Der Senst sieht gemäß 
§ 565 a ZPO davon ab, dies im einzelnen auszuführen.

Damit wären sogenannte sekundäre Ansprüche der 
Kläger also ebenfalls - und zwar spätestens am 10.
Juni 1977 - verjährt gewesen.

2. Rechtsfehlerhaft ist es aber, wenn das 
Berufungsgericht ausführt, dieses Ergebnis lasse sich 
"nicht auf dem Umweg über ein angeblich neu erteiltes Man­
dat korrigieren".

a) Das vom Berufungsgericht herangezogene Urteil 
des erkennenden Senats vom 1. Februar 1977 (aaO) liefert 
für diese Auffassung keine Stütze. Es befaßt sich nur 
mit "sekundären" Ansprüchen aus der Verletzung von Hin­
weispflichten während des zunächst bestehenden Mandats.

b) Die Regelung des § 51 BRAO würde, wie der Senat 
bereits im Urteil vom 10. Oktober 1978 (aaO) zum Ausdruck 
gebracht hat, nur dann ausgehöhlt werden, wenn man einen 
Rechtsanwalt für verpflichtet ansehen wollte, nach Be­
endigung des Mandats und ohne Erteilung eines neuen Auf­
trags - allein aufgrund nachvertraglicher Rechtswirkungen 
auf einen Ersatzanspruch gegen sich selbst bzw. auf die 
Gefahr der Verjährung dieses Anspruches hinzuweisen.
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c) Erteilt der Mandant dem Anwalt Jedoch in der­
selben Angelegenheit ein neues Mandat, ehe die früheren 
Schadensersatzansprüche gegen ihn verjährt sind, so 
kann es durchaus zu den Pflichten des Anwalts gehören, 
nunmehr den Mandanten auch auf die bestehenden Ansprüche 
gegen sich selbst hinzuweisen; die Verletzung dieser 
Pflichten kann ihn gegenüber dem Mandanten dann auch 
schadensersatzpflichtig werden lassen.

aa) In der Rechtsprechung ist anerkannt, daß ein 
Rechtsanwalt verpflichtet ist, einen Mandanten allgemein, 
umfassend und möglichst erschöpfend zu belehren, soweit 
dieser nicht unzweideutig zu erkennen gibt, daß er 
eines anwaltlichen Rates nur in einer bestimmten 
Richtung bedarf (BGH, Urt,v.21. November I960 - III ZR 
160/59 - NJW 1961, 601, 602). Begehrt der Mandant den 
Ersatz eines bestimmten Schadens von einer genau be- 
zeichneten Person, so darf sich der Anwalt im allge­
meinen nicht darauf beschränken, Ansprüche nur gegen 
diesen Schädiger durchzusetzen; er hat, wenn der 
Mandant den Auftrag nicht einschränkt, Jedenfalls auch 
die Pflicht zur Prüfung, ob noda andere Personen als Er­
satzpflichtige in Betracht kommen können, und er muß 
in aller Regel das Ergebnis seiner Überlegungen mit seinen 
Mandanten erörtern. Im Streitfälle bedarf es Jedoch 
keiner abschließenden Entscheidung darüber, ob ein An­
walt in einem solchen Fall regelmäßig auch auf etwaige 
Ansprüche gegen sich selbst hinweisen muß.

bb) Die Kläger hatten dem Beklagten nämlich 
spätestens im November 1976 - also noch vor Eintritt 
der Verjährung eines etwaigen Schadensersatzanspruches
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wegen Verletzung von Anwaltspflichten im Zusammenhang 
mit dem Vertrag vom 29. Mai 1974 - den Auftrag erteilt, 
Schadenersatzansprüche aus § 19 BNotO gegen den Notar 
zu erheben, der den Vertrag vom 29. Mai 1974 beurkundet 
hatte; das geht aus dem Schreiben des Beklagten vom 
30.November 1976 (GA Bl.522) hervor, mit dem er namens 
der Kläger diese Ansprüche dem Notar gegenüber ankündigte.

Wird einem Anwalt ein derartiger Auftrag erteilt 
(oder auch der Auftrag, Schadensersatzansprüche aus 
§ 839 Abs. 1 BGB zu verfolgen), bei dem das Nichtbe­
stehen einer anderweitigen Ersatzmöglichkeit Voraus­
setzung für das Bestehen des Anspruches ist, so muß 
er immer die Frage eines solchen Ersatzanspruches genau 
prüfen und mit seinem Mandanten erörtern. Dabei darf 
er keinesfalls etwaige Ansprüche gegen sich selbst ver­
nachlässigen (RGZ 158, 130, 134). Dasselbe gilt für An­
sprüche gegen die mit ihm in einer Sozietät verbundenen 
Rechtsanwälte.

d) Verletzt der Anwalt die ihm im Rahmen eines 
neuen Mandats obliegende Pflicht, seinen Mandanten 
darauf aufmerksam zu machen, daß er oder seine Sozien 
ihm ebenfalls schadensersatzpflichtig sein können und 
diese Ansprüche innerhalb der dreijährigen Verjährungs- 
frist des § 51 BRAO geltend gemacht werden müssen, so 
hat er, falls die Ansprüche verjähren, für den Schaden 
einzustehen, der seinem Auftraggeber daraus erwächst 
(RGZ 158, 130, 135). Er muß daher seinen Mandanten 
so stellen, als sei der ursprüngliche Anspruch noch 
nicht verjährt.
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3. Im Hinblick auf den vom Beklagten erstmals 
am 28. Juni 1979 und dann nochmals am 24. September 
1979 ausgesprochenen Verzicht auf die Einrede der 
Verjährung ist ihm auch gegenüber einem im November 
1976 etwa entstandenen Schadensersatzanspruch die 
Berufung auf Verjährung ohne Rücksicht darauf versagt, 
daß die auf den Beklagten erweiterte Klage erst am 
7. Februar 1980 zugestellt worden ist (Senatsurteil 
vom 23. November 1976 - VI ZR 191/74 - VersR 1977,
227 m.w.Nachw.).

III.

Bei diesa* Sachlage muß das Berufungsurteil, soweit 
es den Beklagten betrifft und soweit der Revisionsangriff 
der Kläger reicht (Abweisung eines Betrages von 300.000 DM 
und anteilige Kostenbelastung), aufgehoben und die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen werden, damit es 
- was es von seinem Rechtsstandpunkt bisher nicht für 
erforderlich halten mußte - Feststellungen dazu trifft, 
ob der Beklagte oder einer seiner Sozien ebenfalls eine 
Verantwortung dafür trägt, daß in dem Vertrag vom 
29. Mai 1974 die Kaufpreisforderung der Kläger nicht 
gesichert war, und ob daraus eine Schadensersatzforderung 
der Kläger erwuchs.

Da derzeit noch ungewiß ist, ob und gegebenen­
falls in welcher Höhe die Klage endgültig Erfolg haben 
kann, war dem Berufungsgericht auch die Entscheidung 
Uber die Kosten der Revision zu übertragen. Kommt das
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Berufungsgericht zu einer anderen Entscheidung in der 
Sache, so hat es auch über die Verteilung der Kosten 
des ersten Rechtszuges neu zu befinden.

Dr. Hiddemann Seheffen Dr. Steffen

Dr. Kullmann Bischoff
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